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Konsequent gegen rechte Hetze 
 
Verunsicherung, Frust und soziale Abstiegsängste haben das politische Klima verändert. Gleichzeitig treten 
rassistische Vorurteile und autoritäre Einstellungen wieder deutlicher zu Tage. Mit der AfD ist eine in Teilen offen 
rechtsextreme Partei im Bundestag vertreten. Auch in unserem Bezirk müssen wir beobachten, dass Stimmung 
gemacht wird gegen Zugewanderte und Geflüchtete, gegen sozial Ausgegrenzte, gegen Arme und Obdachlose 
und gegen Linke.  
 
Es ist deshalb eine zentrale Aufgabe der LINKEN, konsequent gegen rechte Hetze aufzutreten und solidarische 
Alternativen sichtbar zu machen. Wir dürfen nicht zulassen, dass ausgerechnet die Schwächsten dieser 
Gesellschaft gegeneinander ausgespielt werden. In den letzten Monaten haben sich viele neue Mitglieder der 
LINKEN angeschlossen, um sich dieser Herausforderung zu stellen. Das macht uns Mut.  
 
Kein Platz für Neonazi-Parolen 
 
Wir werden uns rechten Aufmärschen weiter entschieden entgegen stellen und wo es nötig ist mit zivilem 
Ungehorsam unsere Straßen verteidigen. Hierzu arbeiten wir in Bündnissen mit Initiativen und Verbänden aus 
dem Bezirk und aus der Stadt wie zum Beispiel ‚Aufstehen gegen Rassismus’, antifaschistischen Gruppen und 
migrantischen Selbstorganisationen zusammen.  
 
Wir haben erreicht, dass der Bezirk mit dem ‚Silvio-Meier-Preis für Zivilcourage’ gegen rechte Parolen ein Zeichen 
setzt. Wir unterstützen ausdrücklich die Entscheidung der Bezirksverordnetenversammlung Friedrichshain-
Kreuzberg, den diesjährigen Preis an die Initiative ‚Aufstehen gegen Rassismus’ zu vergeben.  
 
Wir streiten dafür, dass Beratungsstellen gegen Rechts die nötige Unterstützung erhalten, dass Fortbildungs-
angebote für Erzieherinnen und Erzieher, Lehrerinnen und Lehrer sowie Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter 
ausgebaut werden und dass die antirassistische Projektarbeit in den Schulen und Jugendeinrichtungen gestärkt 
wird. Vermieterinnen und Vermieter, Investorinnen und Investoren sollten sich dazu verpflichten, keine Flächen 
an Läden zu vermieten, die ausdrücklich auf rechtsextreme Kundschaft ausgerichtet sind.  
 
Hierzu bedarf es ausreichender Mittel. Die politischen Gremien in Land und Bezirk sind aufgefordert, diese 
Finanzierung sicher zu stellen. Vor diesem Hintergrund freuen wir uns, dass das ‚Register zur Erfassung 
rechtsextremer und diskriminierender Vorfälle’ in Friedrichshain-Kreuzberg weiter auskömmlich finanziert wird.  
 
Eine Zusammenarbeit mit der AfD oder Kräften, die ihr nahe stehen, kann es für uns nicht geben.  
 
Solidarität statt Ausgrenzung 
 
Die LINKE. Friedrichshain-Kreuzberg steht für eine solidarische Stadt, in der jede und jeder in Würde leben und 
an der gesellschaftlichen Entwicklung teilhaben kann – egal, welchen sozialen Hintergrund und welche Herkunft, 
welche Religion, welches Geschlecht, welche sexuelle Orientierung und welche Hautfarbe er oder sie hat und wie 
dick ihr oder sein Geldbeutel ist.  
 
Dazu gehört es, konsequent aufzutreten gegen Rassismus und soziale Ausgrenzung. Und dazu gehört es, den 
gesellschaftlichen Reichtum umzuverteilen, Armut und Niedriglöhne zurückzudrängen, Sozialleistungen zu 
stärken und soziale Infrastrukturen auszubauen. Dafür wollen wir in den kommenden Jahren mit verstärkter 
Kraft kämpfen.  
 
Der Bezirksvorstand wird aufgefordert, hierfür eine Strategie und konkrete Maßnahmen zu entwickeln.  


